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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Tagesordnung 1 Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 05.12.2006 

Vorlage Nr. 06-F-01-0113

Zurückstellung von Aufenthalt beendenden Maßnahmen
- Dringlichkeitsantrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 16.11.2006 -
HIER: Überweisungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, angesichts der Vereinbarung zwischen Innenminister Schäuble und 
Arbeitsminister Müntefering über eine Bleiberechtsregelung für langjährig geduldete Ausländer bis 
zu einer endgültigen Entscheidung für den genannten Personenkreis in Wiesbaden von Aufenthalt 
beendenden Maßnahmen abzusehen.

Beschluss Nr. 0060

1. Der Dringlichkeitsantrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 16.11.2006 betr.

Zurückstellen von Aufenthalt beendenden Maßnahmen

hat auf Antrag der antragstellenden Fraktion durch die in der heutigen Sitzung geführte 
Aussprache seine Erledigung gefunden.

2. Der mündliche Bericht von Herrn Tischel zu der bei der Stadt Wiesbaden gegenwärtig 
praktizierten Verfahrensweise und der dazu vorhandenen Erlasslage, die eben solchen Bestand 
hat wie eine gesetzliche Grundlage, wird zur Kenntnis genommen.

3. Es wird insbesondere zur Kenntnis genommen, dass Stadtrat Grella bereits im Januar 2005 (s. 
Beschluss des Ausschusses Nr. 0005 vom 25.01.2005 – Vorlage Nr. 05-F-01-0008) 
angekündigt hat, dass in Wiesbaden keine Personen abgeschoben werden, die voraussichtlich 
ein Bleiberecht erhalten werden.

4. Der Magistrat wird gebeten,

 dem Ausschuss absprachegemäß den Erlass des Hess. Innenministeriums zur Verfügung 
zu stellen und

 zu gegebener Zeit (im Jahr 2007) einen ausführlichen Bericht über die Situation nach 
Ergehen des Erlasses des Hess. Innenministeriums vorzulegen und dabei auch 
Zahlenmaterial darüber beizufügen, wie viele Personen in Wiesbaden noch von 
Abschiebung bedroht sind.
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Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .12.2006
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Spruch
Vorsitzende

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .12.2006

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .12.2006
    - 16 -

Dezernat VII Diehl
mit der Bitte um weitere Veranlassung Oberbürgermeister
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